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Else Noll & Alexander Noll Steuerberater 
Martinstr. 16, 68642 Bürstadt___________ 

  
 
 
 
 
        

Bürstadt im Juli 2011 
 
 
 
nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der 
vergangenen Monate vertraut machen. 
 
Sie erhalten Informationen zu folgenden Themen: 
 

• Ermäßigter Steuersatz bei Abfindungszahlungen in Teilbeträgen 
• Kein Zufluss von Arbeitslohn bei Gehaltsverzicht ohne wirtschaftlichen 

Ausgleich 
• Keine fortdauernde Einkünfteerzielungsabsicht bei der Veräußerung 

einer vermieteten Immobilie 
• Fälligkeit der Tantieme eines beherrschenden GmbH-Gesellschafter-

Geschäftsführers 
• Nachhaltige intensive Verkaufstätigkeit bei eBay ist 

umsatzsteuerpflichtig 
• Die Kosten für ein „außerhäusliches“ Arbeitszimmer sind voll 

abzugsfähig 
• Sonderinfo: Grundsatz zur Rechnungsausstellung; Vereinfachung bei der 

elektronischen Rechnung zum 01.07.2011 
   
Mit freundlichen Grüßen 
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Voraussetzung für die Anwendung eines ermäßigten Steuersatzes ist eine Zusammenballung von 
Einkünften. Eine solche Zusammenballung ist z. B. dann nicht gegeben, wenn die Auszahlung in 
mehreren Kalenderjahren erfolgt. 

Ermäßigter Steuersatz bei Abfindungszahlungen in Teilbeträgen 

Dass davon abgewichen werden kann, zeigt folgender Fall: Arbeitnehmer und Arbeitgeber hatten im 
Rahmen eines Auflösungsvertrags eine einmalige Abfindung von 77.788 € brutto vereinbart. Diese 
Abfindungszahlung wurde vom Arbeitgeber in zwei Teilbeträgen ausbezahlt, und zwar im Juni 2005 
in Höhe von 10.000 € (davon waren nach Abzug des steuerfreien Betrags 2.800 € zu versteuern) 
und 2006 in Höhe des Restbetrags von 67.788 €. Das Finanzamt war der Auffassung, dass hier eine 
Zusammenballung von Einkünften nicht mehr gegeben sei und unterwarf die Abfindungszahlung im 
Januar 2006 dem vollen Steuersatz. 
Der Bundesfinanzhofs hat seine bisherige Rechtsprechung ergänzt. Nach dem Zweck der Vorschrift 
im Einkommensteuergesetz sei der ermäßigte Steuersatz auch dann anwendbar, wenn dem 
Steuerbürger in einem Jahr nur ein geringer Teil der Abfindung, die Hauptentschädigungsleistung 
im nächsten Jahr in einem Betrag ausgezahlt wird. 
Außerordentliche Einkünfte seien solche, deren Zufluss in einem Veranlagungszeitraum zu einer für 
den Steuerbürger im Vergleich zu seiner regelmäßigen Besteuerung einmaligen und 
außergewöhnlichen Progressionsbelastung führt. Diese abzumildern sei Zweck der Vorschrift im 
Einkommensteuergesetz. 

Wird das einem Gesellschafter-Geschäftsführer vertraglich zugesagte Weihnachtsgeld nicht 
ausgezahlt, fließen ihm insoweit auch keine Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit zu. 

Kein Zufluss von Arbeitslohn bei Gehaltsverzicht ohne 
wirtschaftlichen Ausgleich 

Grundsätzlich ist Arbeitslohn mit Zufluss beim Arbeitnehmer zu versteuern. Auch eine Gutschrift in 
den Büchern des Arbeitgebers kann einen Zufluss bewirken. Verzichtet der Gesellschafter 
gegenüber der Gesellschaft auf bestehende oder künftige Ansprüche ohne Ausgleich und erleidet 
dadurch eine Vermögenseinbuße, liegt kein Zufluss von Einnahmen vor. Auch ist der Verzicht auf 
das Weihnachtsgeld nicht als Zufluss begründende verdeckte Einlage zu werten. Dies wäre z. B. 
dann der Fall, wenn eine zuvor passivierte Verbindlichkeit nach Verzicht des Gesellschafters zu einer 
Vermögensmehrung bei der Gesellschaft geführt hätte. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Will man Verluste aus der Vermietung von Immobilien steuerlich geltend machen, dann sind etliche 
Bedingungen zu erfüllen, die man mit einplanen muss. Schon der kleinste Fehler kann zur 
Versagung von Verlusten führen, wie der folgende Fall zeigt: 

Keine fortdauernde Einkünfteerzielungsabsicht bei der 
Veräußerung einer vermieteten Immobilie 

Ein Notar erwarb im November 1992 zwei unbebaute Grundstücke, die er vom Verkäufer mit zwei 
Reihenhausdoppelhälften bebauen ließ. Diese vermietete er ab September 1993. Im Dezember 
1993 verkaufte er diese Grundstücke an eine Grundstücksgesellschaft in der Rechtsform einer 
GmbH & Co. KG, an der er selbst mit einer Einlage von 416.000 DM beteiligt war. 
Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung von Verlusten aus der Vermietung der Grundstücke bei 
der Einkommensteuerveranlagung mit der Begründung ab, der Notar habe keine 
Einkünfteerzielungsabsicht gehabt. Dem folgte auch der Bundesfinanzhof. Gegen die 
Einkünfteerzielungsabsicht spreche der Verkauf innerhalb von fünf Jahren nach der Anschaffung. 
Dabei spiele es auch keine Rolle, dass er nach dem Verkauf weiterhin Einkünfte aus der Vermietung 
der Grundstücke über die Beteiligung erziele. 

Der steuerlich relevante Zeitpunkt für Arbeitslohn und sonstige Bezüge ist grundsätzlich der 
Zufluss, sei es durch Barauszahlung oder durch Gutschrift auf einem Konto. Bei beherrschenden 
GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführern gilt unabhängig von Auszahlung oder Gutschrift eine 
Zuflussfiktion, wenn die Forderung des Gesellschafters gegen „seine“ Kapitalgesellschaft eindeutig, 
unbestritten und fällig ist. Eine fällige Tantieme des beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführers gilt allerdings nur dann als zugeflossen, wenn sie sich bei der Ermittlung des 

Fälligkeit der Tantieme eines beherrschenden GmbH-
Gesellschafter-Geschäftsführers 
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 Einkommens der Kapitalgesellschaft ausgewirkt hat, z. B. durch eine Rückstellung. Darüber hinaus 
kann vom Grundsatz, dass der Anspruch auf eine Tantieme mit Feststellung des Jahresabschlusses 
fällig wird, abgewichen werden. Dazu bedarf es einer zivilrechtlich wirksamen und fremdüblichen 
vertraglichen Vereinbarung. Eine Regelung, wonach die Tantieme wegen der erforderlichen 
Bereitstellung der Liquidität erst drei Monate nach Feststellung des Jahresabschlusses fällig wird, ist 
als fremdüblich anzuerkennen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Umsatzsteuerrechtlich ist Unternehmer, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig 
ausübt. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch 
wenn die Absicht, Gewinn zu erzielen, fehlt. Eine Tätigkeit wird nachhaltig ausgeübt, wenn sie auf 
Dauer zur Erzielung von Einnahmen angelegt ist. Kriterien, die für eine Nachhaltigkeit sprechen 
können, sind insbesondere mehrjährige Tätigkeit, planmäßiges Handeln, auf Wiederholung 
angelegte Tätigkeit. 

Nachhaltige intensive Verkaufstätigkeit bei eBay ist 
umsatzsteuerpflichtig 

Wird die Internet-Auktionsplattform eBay auf längere Dauer und mit erheblicher Intensität dazu 
genutzt, eine Vielzahl von Gegenständen (im Urteilsfall 1.200 Verkäufe in drei Jahren) zu 
veräußern, unterliegen die erzielten Einnahmen der Umsatzsteuer. Dies gilt auch dann, wenn die 
Gegenstände ursprünglich zum Auf- und Ausbau einer privaten Sammlung erworben wurden. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg) 

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind in vollem Umfang als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betätigung bildet. 

Die Kosten für ein „außerhäusliches“ Arbeitszimmer sind voll 
abzugsfähig 

Steht für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, sind die 
auf das häusliche Arbeitszimmer entfallenden Kosten bis zu 1.250 € abzugsfähig. 
Diese Abzugsbeschränkung besteht nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln nicht für ein 
„außerhäusliches“ Arbeitszimmer. Nach der Urteilsbegründung liegt ein „außerhäusliches“ 
Arbeitszimmer vor, wenn die Räumlichkeiten so getrennt sind, dass man nicht vom Arbeitszimmer 
zur Wohnung und umgekehrt wechseln kann. Hat ein Arbeitszimmer keinen unmittelbaren Zugang 
von der Wohnung aus und ist es nur über einen Bereich zu erreichen, der auch von fremden 
Personen benutzt werden kann, liegt folglich ein „außerhäusliches“ Arbeitszimmer vor. Die 
tatsächlich entstandenen Kosten sind vollumfänglich abzugsfähig. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 

 

Grundsatz zur Rechnungsausstellung; Vereinfachung bei der 
elektronischen Rechnung zum 01.07.2011 

Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug zugelassen wird, muss sie strenge Anforderungen 
erfüllen.  

Grundsatz zur Rechnungsausstellung 

 

Eine Rechnung kann aus einem oder mehreren Dokumenten bestehen. Die Gesamtheit aller 
Dokumente, die die nach dem UStG geforderten Angaben insgesamt enthalten, bildet die Rechnung. 
In einem Dokument fehlende Angaben müssen in anderen Dokumenten enthalten sein. 
Grundsätzlich sind in dem Dokument alle anderen Dokumente zu bezeichnen, aus denen sich die 
erforderlichen Angaben insgesamt ergeben. 

Pflichtangaben in der Rechnung 

 
 
 
 
 



 
Steuerliche Informationen im Juli 2011 EEllssee  &&  AAlleexxaannddeerr  NNoollll  • 

Steuerberater  

- 4 - 

 
In der Rechnung sind der Name und die Anschrift des leistenden Unternehmers und des 
Leistungsempfängers jeweils vollständig anzugeben.  

1. Name und Anschrift des leistenden Unternehmers und des Leistungsempfängers 

Wichtig: Dem Leistungsempfänger steht der Vorsteuerabzug nur dann zu, wenn aus dem 
Abrechnungspapier der leistende Unternehmer eindeutig und nachprüfbar festzustellen ist. 
 
 

Der leistende Unternehmer muss in der Rechnung entweder die ihm vom inländischen Finanzamt 
erteilte Steuernummer oder die vom Bundesamt für Finanzen erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer in seiner Rechnung angeben.  

2. Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer  

 
Im Fall der Gutschrift ist die Steuernummer bzw. die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des 
leistenden Unternehmers und nicht die des die Gutschrift erteilenden Unternehmers anzugeben.  
 
Ein nach dem 31.12.2003 geschlossener Vertrag über Dauerleistungen z. B. Miet-, Pacht- oder 
Leasingverträge erfüllt die Anforderung des UStG nur, wenn er die Steuernummer oder die 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des leistenden Unternehmers enthält.  
 

Damit eine Rechnung einer Periode zugeordnet werden kann, muss sie das Ausstellungsdatum 
enthalten.  

3. Rechnungsdatum  

 

Durch die fortlaufende Nummer (Rechnungsnummer) soll sichergestellt werden, dass die vom 
Unternehmer erstellte Rechnung einmalig ist. Im Fall der Gutschrift ist die fortlaufende Nummer 
durch den Gutschriftsaussteller zu vergeben.  

4. Rechnungsnummer 

 

Die erbrachte Leistung bzw. Lieferung muss in der Rechnung so beschrieben werden, dass sie 
bezüglich Objekt, Zeitraum, und Umfang eine eindeutig und leicht nachprüfbare Identifizierung 
ermöglicht. Eine allgemeine Angabe wie z. B. „Technische Beratung“ führt zum Versagen des 
Vorsteuerabzugs.  

5.  Beschreibung der Leistung bzw. Lieferung 

 
Das Abrechnungspapier muss Angaben enthalten, welche die eindeutige Identifizierung der 
abgerechneten Leistung bzw. Lieferung ermöglichen. Der Aufwand zur Identifizierung derselben 
muss dahingehend begrenzt sein, dass die Rechnungsangaben eine leicht nachprüfbare Feststellung 
der Leistung bzw. Lieferung ermöglichen, über die abgerechnet wurde. 
 

In der Rechnung ist der Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung anzugeben. Das gilt auch 
bei der Vereinnahmung des Entgelts oder eines Teils des Entgelts für eine noch nicht ausgeführte 
Leistung, sofern der Zeitpunkt der Vereinnahmung jeweils feststeht und nicht mit dem 
Rechnungsdatum identisch ist.  

6. Zeitpunkt der Leistung bzw. Lieferung und der Vereinnahmung des Entgelts 

 
Soweit periodisch wiederkehrende Zahlungen im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses in der 
Höhe und zum Zeitpunkt der vertraglichen Fälligkeiten erfolgen und keine ausdrückliche 
Zahlungsbestimmung vorliegt, ergibt sich der Zeitpunkt der Leistung aus Vereinfachungsgründen 
durch die Zuordnung der Zahlung zu der Periode, in der sie geleistet wird.  
 
Wichtig: Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 17.12.2008 ist in einer Rechnung der 
Zeitpunkt der Lieferung auch dann zwingend anzugeben, wenn er mit dem Ausstellungsdatum 
identisch ist.  
 

In der Rechnung sind die jeweiligen Entgelte aufgeschlüsselt nach Steuersätzen und einzelnen 
Steuerbefreiungen getrennt anzugeben. Zusätzlich ist jede im Voraus vereinbarte Minderung des 
Entgelts – sofern sie nicht bereits im Entgelt berücksichtigt ist – anzugeben. Dies bedeutet im Fall 
der Vereinbarung von Boni, Skonti und Rabatten, bei denen im Zeitpunkt der Rechnungserstellung 
die Höhe der Entgeltsminderung nicht feststeht, dass in der Rechnung auf die entsprechende 
Vereinbarung hinzuweisen ist.  

7. Entgelt 
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In der Rechnung ist der Steuersatz sowie der auf das (Netto-)Entgelt entfallende Steuerbetrag oder 
im Fall der Steuerbefreiung ein Hinweis darauf und den Grund derselben anzubringen. Dabei reicht 
eine Angabe in umgangssprachlicher Form, z. B. „Ausfuhr“, „innergemeinschaftliche Lieferung“, 
„steuerfreie Vermietung“, „Krankentransport“ aus. 

8. Steuersatz oder Hinweis auf eine Steuerbefreiung 

 

Besteht eine Aufbewahrungspflicht bei Leistungen an Privatpersonen (Leistungen im 
Zusammenhang mit einem Grundstück), muss der Unternehmer den Leistungsempfänger in der 
Rechnung auf dessen Aufbewahrungspflicht hinweisen. Hierbei ist es ausreichend, wenn in der 
Rechnung ein allgemeiner Hinweis enthalten ist, dass eine Privatperson diese Rechnung, einen 
Zahlungsbeleg oder eine andere beweiskräftige Unterlage zwei Jahre aufzubewahren hat. 

9.  Aufbewahrungspflicht 

 

 
Vereinfachung bei der elektronischen Rechnung zum 1.7.2011 

Durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 (StVereinfG 2011) werden durch Änderungen im 
Umsatzsteuergesetz (UStG) mit Wirkung ab dem 1.7.2011 die bislang sehr hohen Anforderungen an 
die elektronische Übermittlung von Rechnungen reduziert und so Bürokratiekosten der Wirtschaft in 
Milliardenhöhe abgebaut.  
 
Zu den wichtigsten Fragen hat das Bundesfinanzministerium in einem Frage-Antwort-Katalog 
Stellung genommen. 
 
 

 
a. Wer ist von der elektronischen Rechnungsstellung betroffen? 

Jeder Unternehmer im umsatzsteuerlichen Sinne – unabhängig von der Größe des Unternehmens – 
kann Rechnungen elektronisch übermitteln, sofern der Rechnungsempfänger zustimmt. Jeder – sei 
es Unternehmer, sei es Privatperson – kann Empfänger einer elektronischen Rechnung sein. 
 
Die Rechnungsausstellung ist eine zivilrechtliche Nebenpflicht aus dem zugrunde liegenden 
Schuldverhältnis. Umsatzsteuerlich ist der leistende Unternehmer zur Rechnungsausstellung 
verpflichtet, wenn er eine der Umsatzsteuer unterliegende Leistung an einen anderen Unternehmer 
für dessen Unternehmen oder an eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist, ausführt. 
Gegenüber Privatpersonen ist der leistende Unternehmer nur zur Rechnungsausstellung verpflichtet, 
wenn er eine Leistung im Zusammenhang mit einem Grundstück erbringt.  
 
Als Rechnung gilt jedes Dokument, mit dem über eine Leistung abgerechnet wird; ausgenommen 
sind Dokumente des Zahlungsverkehrs, z. B. Mahnungen. 
 

 
b. Elektronische Rechnung in Abgrenzung zu einer Papierrechnung 

Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem elektronischen Format ausgestellt und 
empfangen wird. Hierunter fallen Rechnungen, die per E-Mail ggf. mit PDF- oder Textdateianhang, 
per Computer-Telefax oder Fax-Server, per Web-Download oder im Wege des 
Datenträgeraustauschs (EDI) übermittelt werden.  
 
Die Übermittlung einer Rechnung von Standard-Fax zu Standard-Fax oder von Computer-
Telefax/Fax-Server an Standard-Telefax gilt zukünftig als Papierrechnung. 
 
Eine Unterscheidung von Papier- und elektronischen Rechnungen wird ab dem 1.7.2011 nicht mehr 
erforderlich sein, da Papier- und elektronische Rechnungen umsatzsteuerlich gleich zu behandeln 
sind. Dadurch erhöhen sich aber nicht die Anforderungen an Papierrechnungen. 
 

 

c. Anerkennung einer Papier- oder elektronischen Rechnung für umsatzsteuerliche 
Zwecke 

Papier- und elektronische Rechnungen werden umsatzsteuerlich für den Vorsteuerabzug anerkannt, 
wenn die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und die Lesbarkeit 
der Rechnung gewährleistet sind und die Rechnung alle gesetzlich erforderlichen Angaben enthält. 
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Die Echtheit der Herkunft einer Rechnung ist gewährleistet, wenn die Identität des 
Rechnungsausstellers sichergestellt werden kann. 

d. Was bedeutet Echtheit der Herkunft und Unversehrtheit des Inhalts einer Rechnung?  

 
Die Unversehrtheit des Inhalts einer Rechnung ist gewährleistet, wenn die nach dem 
Umsatzsteuergesetz erforderlichen Pflichtangaben während der Übermittlung der Rechnung nicht 
geändert worden sind. 
 
 

Die Rechnung muss in einer für das menschliche Auge lesbaren Form geschrieben sein. 
e. Lesbarkeit einer Rechnung 

 
 

Die Neuregelung der elektronischen Rechnungsstellung ist technologieneutral ausgestaltet. Das 
bedeutet, dass kein bestimmtes technisches Übermittlungsverfahren vorgeschrieben ist. Der 
Rechnungsaussteller ist vielmehr frei in seiner Entscheidung, in welcher Weise er zukünftig 
Rechnungen übermittelt, sofern der Empfänger dem zugestimmt hat. 

f. Verfahren zur Übermittlung elektronischer Rechnungen 

 
Elektronische Rechnungen können daher in ganz unterschiedlichen Formen den Empfänger 
erreichen: Als E-Mail (ggf. mit PDF- oder Textdateianhang), im EDI-Verfahren, über Computer-Fax 
oder Faxserver oder per Web-Download. Auch DE-Mail oder E-Post können zukünftig für die 
elektronische Übermittlung einer Rechnung verwendet werden.  
 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass nach dem Gesetzentwurf eine Signatur nicht 
mehr vorgeschrieben ist, diese gleichwohl aber verwendet werden kann. 
 
Verwendet der Unternehmer keine qualifizierte elektronische Signatur oder das EDI-Verfahren, ist 
durch ein innerbetriebliches Kontrollverfahren, das einen verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung 
und Leistung schafft, sicherzustellen, dass die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des 
Inhalts sowie die Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet sind. Wie das geschehen soll, legt jeder 
Unternehmer selbst fest. 
 

Ein innerbetriebliches Kontrollverfahren ist ein Verfahren, das der Unternehmer zum Abgleich der 
Rechnung mit seiner Zahlungsverpflichtung einsetzt. Der Unternehmer wird im eigenen Interesse 
insbesondere überprüfen, ob 

g. Innerbetriebliches Kontrollverfahren 

 
die Rechnung in der Substanz korrekt ist, d. h. ob die in Rechnung gestellte Leistung tatsächlich in 

dargestellter Qualität und Quantität erbracht wurde, 
der Rechnungsaussteller also tatsächlich den Zahlungsanspruch hat, 
die vom Rechnungsaussteller angegebene Kontoverbindung korrekt ist und Ähnliches. 
 
Die Verwendung eines innerbetrieblichen Kontrollverfahrens, das einen verlässlichen Prüfpfad 
zwischen Rechnung und Leistung schafft, ist erforderlich, um die Echtheit der Herkunft, die 
Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung sicherzustellen. Es müssen hierfür 
keine neuen speziellen Verfahrensweisen innerhalb des Unternehmens geschaffen werden. Bereits 
ein entsprechend eingerichtetes Rechnungswesen kann als geeignetes Kontrollverfahren dienen, 
das die Zuordnung der Rechnung zur empfangenen Leistung ermöglicht.  
 
Der Begriff des innerbetrieblichen Kontrollverfahrens bedeutet dabei aber nicht, dass es sich um ein 
„technisches“ oder EDV-gestütztes Verfahren handeln muss. Auch in kleinen Unternehmen, die über 
kein kaufmännisches Rechnungswesen verfügen, können „innerbetriebliche Kontrollverfahren“ zur 
Überprüfung eingehender Rechnungen angewandt werden. In der einfachsten Form kann dies z. B. 
durch einen manuellen Abgleich der Rechnung mit der Bestellung und ggf. dem Lieferschein 
geschehen. 
 
Die Verwendung eines innerbetrieblichen Kontrollverfahrens zur Überprüfung von Papier- und 
elektronischen Rechnungen führt zu keinen neuen Aufzeichnungs- oder 
Aufbewahrungsverpflichtungen. Auch erhöhen sich dadurch die umsatzsteuerlichen Anforderungen 
an eine Papierrechnung nicht. 
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Ein verlässlicher Prüfpfad ist Bestandteil eines innerbetrieblichen Kontrollverfahrens zur 
Gewährleistung der Echtheit der Herkunft einer Rechnung, der Unversehrtheit ihres Inhalts und 
ihrer Lesbarkeit. Anhand eines verlässlichen Prüfpfads ist ein Zusammenhang zwischen der 
Rechnung und der zugrunde liegenden Leistung herzustellen.  

h. Verlässlicher Prüfpfad 

 
Durch einen Abgleich mit der Bestellung, dem Auftrag oder Vertrag und ggf. dem Lieferschein 
überprüft der Unternehmer, ob die Rechnung inhaltlich ordnungsgemäß ist, also die 
Rechnungsangaben und der leistende Unternehmer zutreffend sind. Dies ist bereits erforderlich um 
die Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs festzustellen. 
 
Der verlässliche Prüfpfad begründet keine neue Aufzeichnungspflicht. Innerbetriebliche 
Kontrollverfahren, die einen verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung und Leistung herstellen, 
werden nicht von der Finanzverwaltung zertifiziert. 
 
 

Für die umsatzsteuerliche Anerkennung elektronischer Rechnungen war bislang erforderlich, dass 
für die Übermittlung entweder eine qualifizierte elektronische Signatur oder das EDI-Verfahren 
verwendet wurde. Mit der Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung zum 1.7.2011 
entfällt diese Verpflichtung. 

i. Unterschied zwischen einem innerbetrieblichen Kontrollverfahren und der 
Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur oder eines EDI-Verfahrens 

 
Neben den im UStG (neue Fassung) weiterhin als Beispiel ausdrücklich genannten zulässigen 
Verfahren der qualifizierten elektronischen Signatur und dem EDI-Verfahren werden durch das 
Steuervereinfachungsgesetz 2011 auch weitere Verfahren zugelassen. Voraussetzung ist, dass sie 
zur elektronischen Übermittlung von Rechnungsinhalten geeignet sind und der Unternehmer die 
Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und die Lesbarkeit 
gewährleistet. In Betracht hierfür kommt jegliches innerbetriebliche Kontrollverfahren, das einen 
verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung und Leistung schafft. 
 
Wird eine qualifizierte elektronische Signatur verwendet, ist für den Rechnungsempfänger sofort 
sichtbar, wenn während der Übertragung Änderungen in der Rechnung vorgenommen worden sind. 
Bei dem EDI-Verfahren ist der Übertragungsweg gesichert, sodass während der Übermittlung 
grundsätzlich keine Änderungen möglich sind. Bei der Verwendung innerbetrieblicher 
Kontrollverfahren legt der Unternehmer selbst fest, in welcher Weise er die Rechnung überprüft, um 
zu gewährleisten, dass keine Änderungen vorgenommen wurden und die Rechnung vom 
zutreffenden Rechnungsaussteller versendet wurde. 
 
 

Rechnungen können elektronisch als Wiedergaben auf einem Bildträger (z. B. Mikrofilm) oder auf 
anderen Datenträgern (z. B. CD-ROM oder DVD) aufbewahrt werden, die keine Änderungen mehr 
zulassen. Für elektronische Rechnungen ist dies verpflichtend. Das bei der Aufbewahrung 
angewendete Verfahren muss den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung und DV-gestützter 
Buchführungssysteme und den Grundsätzen zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler 
Unterlagen entsprechen. Es gilt somit die gleiche Regelung wie für eingescannte Papierrechnungen.  

j. Aufbewahrung elektronischer Rechnungen  

 
Die aufbewahrten Rechnungen müssen während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit lesbar 
und maschinell auswertbar sein. Diese Regelung ist nicht neu, sondern gilt auch für andere, für die 
Besteuerung relevante digitale Unterlagen, wie z. B. die elektronische Buchführung und 
Gewinnermittlung oder elektronische Geschäftsbriefe.  
 
Die Aufbewahrungsfrist beträgt bei einem Unternehmer in der Regel 10 Jahre. 
 
Besteht eine gesetzliche Pflicht zur Aufbewahrung von Rechnungen, sind elektronische Rechnungen 
zwingend digital während der Dauer der Aufbewahrungsfrist auf einem Datenträger aufzubewahren, 
der keine Änderungen mehr zulässt. Hierzu gehören insbesondere nur einmal beschreibbare CDs 
und DVDs.  
 
Bitte beachten Sie: Die Aufbewahrung einer elektronischen Rechnung „nur“ als 
Papierausdruck ist nicht zulässig!  
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Die Neuregelung der elektronischen Rechnungsstellung wird auf Rechnungen für Umsätze, die nach 
dem 30.6.2011 ausgeführt werden, angewandt.  

k. Anwendungszeitpunkt für die Neuregelung der elektronischen Rechnungsstellung 

 
Eine Übergangsregelung ist insoweit nicht erforderlich, da die Anforderungen an die elektronische 
Rechnungsstellung herabgesetzt werden und die bislang zulässigen Verfahren (qualifizierte 
elektronische Signatur und EDI) weiterhin angewandt werden können. 
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